
GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 22/2002

vom Rat festgelegt am 6. Dezember 2001

im Hinblick auf den Erlass des Beschlusses Nr. . . ./2002/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom . . . über ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Förderung von hauptsächlich im

Umweltschutz tätigen Nichtregierungsorganisationen

(2002/C 110 E/03)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft, insbesondere auf Artikel 175 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Im Vertrag sind die Erarbeitung und Durchführung einer
gemeinschaftlichen Umweltpolitik vorgesehen und die
Ziele und Prinzipien festgelegt, an denen diese Politik
auszurichten ist.

(2) Das durch den Beschluss 97/872/EG des Rates vom 16.
Dezember 1997 über ein Aktionsprogramm der Gemein-
schaft zur Förderung von hauptsächlich im Umweltschutz
tätigen Nichtregierungsorganisationen (4) eingeführte Akti-
onsprogramm läuft am 31. Dezember 2001 aus. Die
Kommission sowie derzeitige und frühere Begünstigte ha-
ben das Programm bewertet und sich deutlich für seine
Fortsetzung oder Revision ausgesprochen.

(3) Im sechsten Umweltaktionsprogramm (5) wird der Not-
wendigkeit einer Mitgestaltungsbefugnis der Bürger Rech-
nung getragen und u. a. ein umfassender und weitreichen-
der Dialog mit den von umweltpolitischen Entscheidun-
gen Betroffenen vorgeschlagen. Um die Beteiligung der
Nichtregierungsorganisationen (nachstehend „NRO“ ge-

nannt) an diesem Dialog zu ermöglichen, ist im sechsten
Umweltaktionsprogramm eine angemessene Unterstüt-
zung, einschließlich der Bereitstellung von Finanzmitteln
der Gemeinschaft, für NRO vorgesehen.

(4) Im Umweltschutz tätige NRO haben bereits bewiesen,
dass sie einen Beitrag zu der in Artikel 174 des Vertrags
niedergelegten Umweltschutzpolitik der Gemeinschaft leis-
ten können, wenn sie aktiv in konkrete Umweltschutz-
maßnahmen und Aktivitäten zur Steigerung des allgemei-
nen Bewusstseins für die Notwendigkeit des Schutzes der
Umwelt mit der Perspektive nachhaltiger Entwicklung ein-
bezogen werden. Im Tierschutz tätige NRO können eben-
falls an diesem Programm teilnehmen, sofern ihre Tätig-
keit auch Umweltschutzzielen dient.

(5) Nichtregierungsorganisationen sind unerlässlich, um Infor-
mationen und Meinungen über neue Themen etwa in den
Bereichen Naturschutz und grenzübergreifende Umwelt-
probleme, die auf nationaler oder nachgeordneter Ebene
nicht oder nur teilweise behandelt werden können oder
werden, zu koordinieren und an die Kommission weiter-
zuleiten. Die NRO kennen die Sorgen der Allgemeinheit
über die Umwelt gut und können daher diese Ansichten
unterstützen und an die Kommission weiterleiten.

(6) Umweltschutz-NRO nehmen an Expertengruppen, an
Ausschüssen zur Vorbereitung und Umsetzung von Maß-
nahmen der Organe der Gemeinschaft teil; sie leisten ei-
nen wichtigen Beitrag zur Politik, zu Programmen und zu
Initiativen der Gemeinschaft und bilden das nötige Gegen-
gewicht zu den Interessen anderer Akteure im Umwelt-
bereich, einschließlich der Industrie/Wirtschaft, Gewerk-
schaften und Verbraucherverbände.

(7) Nichtregierungsorganisationen, die in der Lage sind, auf
nationaler, regionaler und lokaler Ebene zum Gedanken-
austausch über Perspektiven, Probleme und mögliche Lö-
sungen anzuregen und wesentliche Aktivitäten im Zusam-
menhang mit gemeinschaftsweiten Umweltproblemen
auszuführen, sollten gefördert werden. Deshalb zielt der
Beschluss nur auf NRO und Netze von NRO ab, die auf
europäischer Ebene tätig sind.

(8) Die geografische Ausweitung des Programms ist erforder-
lich, damit die Umweltschutz-NRO der Beitrittsländer an-
gesichts ihrer Bedeutung für die Akzeptanz des Umwelt-
rechts der Gemeinschaft in der Öffentlichkeit und für
dessen verstärkte Umsetzung einbezogen werden können.
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(9) Vor einer Entscheidung über eine Fortsetzung dieses Be-
schlusses sollte auf der Grundlage der Erfahrungen der
ersten drei Jahre der Durchführung des Programms eine
Evaluierung seiner Funktionsweise vorgenommen werden.

(10) Die jährlichen Mittel sollten von der Haushaltsbehörde im
Haushaltsverfahren bewilligt werden.

(11) In diesem Beschluss wird für die gesamte Laufzeit des
Programms ein Finanzrahmen festgelegt, der für die Haus-
haltsbehörde im Rahmen des jährlichen Haushaltsverfah-
rens den vorrangigen Bezugsrahmen im Sinne der Num-
mer 33 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 6. Mai
1999 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat
und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die
Verbesserung des Haushaltsverfahrens (1) bildet —

BESCHLIESSEN:

Artikel 1

(1) Es wird ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur För-
derung von hauptsächlich im Umweltschutz tätigen Nichtregie-
rungsorganisationen (NRO) aufgestellt.

(2) Das allgemeine Ziel des Programms ist die Förderung
von NRO, die hauptsächlich im Bereich des Schutzes und der
Verbesserung der Umwelt auf Gemeinschaftsebene tätig sind.
Im Rahmen dieser Tätigkeiten sollte ein Beitrag zur Entwick-
lung und Umsetzung der Umweltpolitik und des Umweltrechts
der Gemeinschaft in verschiedenen Regionen Europas geleistet
werden oder geleistet werden können.

(3) Durch das Programm soll ferner die systematische Betei-
ligung von NRO an allen Phasen des politischen Entscheidungs-
prozesses der Gemeinschaft im Umweltbereich gefördert wer-
den, indem eine angemessene Vertretung bei Konsultationssit-
zungen mit den Betroffenen und bei öffentlichen Anhörungen
sichergestellt wird. Das Programm soll außerdem zur Stärkung
kleiner regionaler oder lokaler Organisationen beitragen, die
sich in ihrem lokalen Umfeld für die Anwendung des gemein-
schaftlichen Besitzstandes im Bereich des Umweltschutzes und
der nachhaltigen Entwicklung einsetzen.

Artikel 2

Um einen Zuschuss erhalten zu können, müssen NRO die
nachstehenden sowie die im Anhang aufgeführten Bedingungen
erfüllen:

a) Sie müssen eine unabhängige und nicht gewinnorientierte
juristische Person sein, die hauptsächlich im Bereich des
Schutzes und der Verbesserung der Umwelt tätig ist und
im Interesse der Allgemeinheit liegende Ziele im Umwelt-
bereich mit dem Ziel einer nachhaltigen Entwicklung ver-
folgt.

b) Sie müssen einzeln oder als koordinierte Verbände auf eu-
ropäischer Ebene tätig sein und ihrer Struktur (Mitglieder-
basis) wie auch ihrem Tätigkeitsbereich nach mindestens
drei europäische Länder abdecken. Auch ein nur zwei eu-
ropäische Länder umfassender Tätigkeitsbereich ist zulässig,
sofern das vorrangige Ziel der Tätigkeiten in der Unterstüt-
zung der Entwicklung und Umsetzung der Umweltpolitik
der Gemeinschaft gemäß Artikel 1 Absätze 2 und 3 besteht.

c) Ihre Aktivitäten müssen insbesondere den dem sechsten
Umweltaktionsprogramm zugrunde liegenden Prinzipien
entsprechen und mit den in Artikel 5 genannten vorrangi-
gen Bereichen in Einklang stehen.

d) Sie müssen im Rechtssinne seit mehr als zwei Jahren beste-
hen, und ihre Jahresabschlüsse für die beiden vorangegan-
genen Jahre müssen von einem zugelassenen Buchprüfer
bestätigt worden sein. Unter besonderen Umständen kann
die Kommission eine Ausnahme von diesen beiden Anfor-
derungen gewähren, sofern dies nicht dem Schutz der fi-
nanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaft abträg-
lich ist.

Artikel 3

An dem Programm können europäische NRO teilnehmen mit
Sitz in

a) den Mitgliedstaaten;

b) den assoziierten Ländern (2) zu den in den entsprechenden
Europa-Abkommen, in deren Zusatzprotokollen und in den
Beschlüssen der jeweiligen Assoziationsräte festgelegten Be-
dingungen;

c) Zypern, Malta oder der Türkei zu den mit diesen Ländern
zu vereinbarenden Bedingungen und Verfahren oder

d) den Balkanländern, die am Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsprozess für die Länder Südosteuropas (3) beteiligt sind,
zu den mit diesen Ländern zu vereinbarenden Bedingungen
und Verfahren.

Artikel 4

(1) Die Kommission veröffentlicht jedes Jahr spätestens am
30. September im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften eine
Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für einen Zu-
schuss im folgenden Kalenderjahr. Darüber hinaus nutzt die
Kommission andere geeignete verfügbare Mittel — darunter
die elektronischen Medien —, um potenzielle Begünstigte
über das Programm zu unterrichten.

(2) Die Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen ent-
hält Informationsunterlagen und eine Beschreibung der Förder-,
Auswahl- und Vergabekriterien (darunter Angaben über das
vorgeschlagene Gewichtungssystem) sowie der Antrags-, Bewer-
tungs- und Genehmigungsverfahren.
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(3) Nach Prüfung der Vorschläge entscheidet die Kommis-
sion, außer im Fall einer Verzögerung bei der Annahme des
Haushaltsplans der Gemeinschaft, jedes Jahr spätestens am 31.
Dezember, welche Organisationen im folgenden Jahr bezu-
schusst werden. Aufgrund des Beschlusses wird eine Verein-
barung zwischen der Kommission und der begünstigten Nicht-
regierungsorganisation geschlossen, in der der Zuschusshöchst-
betrag, die Zahlungsmethoden, die Kontroll- und Über-
wachungsmaßnahmen und die mit dem Zuschuss angestrebten
Ziele festgelegt werden. Die Auszahlung erfolgt unverzüglich.

Artikel 5

(1) Angesichts der Bedeutung einer nachhaltigen Entwick-
lung sowie der Gesundheit und Lebensqualität der Bürger Eu-
ropas wird die im Rahmen dieses Programms gewährte Hilfe
insbesondere auf die vorrangigen Bereiche des sechsten Um-
weltaktionsprogramms ausgerichtet, die wie folgt unter vier
Hauptpunkten zusammengefasst sind:

a) Klimaschutz,

b) Natur und biologische Vielfalt — Schutz einer einzigartigen
Ressource,

c) Gesundheit und Umwelt,

d) Gewährleistung einer nachhaltigen Bewirtschaftung natürli-
cher Ressourcen und Abfall.

Das sechste Umweltaktionsprogramm wird im Rahmen einer
Überprüfung im vierten Jahr seiner Laufzeit geändert und ak-
tualisiert, soweit es zur Berücksichtigung neuer Entwicklungen
und Informationen erforderlich ist.

Zusätzlich zu den vorstehend genannten Bereichen stellen die
Umwelterziehung sowie die Durchführung und Durchsetzung
der Umweltschutzvorschriften der Gemeinschaft ebenfalls Prio-
ritäten dar.

(2) Das Auswahl- und Vergabeverfahren umfasst vier Stufen,
die im Anhang unter Teil A beschrieben werden.

Artikel 6

(1) Ein Zuschuss darf für Nichtregierungsorganisationen mit
Sitz in der Gemeinschaft 70 % und für Nichtregierungsorgani-
sationen mit Sitz in einem Beitrittsland oder einem Balkanland
80 % der durchschnittlichen, jährlichen zuschussfähigen Aus-
gaben des Antragstellers in den beiden vorangegangenen Jahren
(laut Buchprüfung) sowie 80 % der zuschussfähigen Ausgaben
des Antragstellers im laufenden Jahr nicht übersteigen.

Der Betrag wird jährlich nach einem festen Gewichtungssystem
bestimmt, bei dem die gemäß der Bewertung nach Artikel 5
und dem Anhang Teil A sowie den im Anhang Teil C nieder-
gelegten Grundsätzen vergebenen Punktzahlen berücksichtigt
werden.

(2) Einer im Rahmen dieses Programms begünstigten Nicht-
regierungsorganisation steht es frei, den Zuschuss innerhalb des
Jahres, für das er gewährt wird, zur Deckung ihrer zuschuss-
fähigen Ausgaben so einzusetzen, wie sie es für angemessen
hält. Als zuschussfähig gelten alle innerhalb des Jahres, in dem
der Zuschuss gewährt wird, anfallenden Ausgaben der begüns-
tigten Nichtregierungsorganisation, mit Ausnahme der im An-
hang Teil D Nummer 2 genannten Ausgaben. Begünstigte
Nichtregierungsorganisationen können die Mittel auch gemäß
den im genehmigten Arbeitsprogramm aufgeführten Einzelhei-
ten an Partner oder Mitgliederorganisationen auszahlen.

(3) Der Zuschussbetrag gilt erst dann als endgültig, wenn
der geprüfte Jahresabschluss von der Kommission akzeptiert
worden und damit sichergestellt ist, dass die Gemeinschaftsmit-
tel entsprechend den einschlägigen Bestimmungen der Haus-
haltsordnung vom 21. Dezember 1977 für den Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften (1) verwendet wur-
den.

Die Zahlung des Restbetrags wird entsprechend gekürzt, wenn
die Gemeinschaftszuschüsse aus diesem und anderen Program-
men insgesamt 80 % der geprüften zuschussfähigen Ausgaben
der begünstigten Nichtregierungsorganisation in dem betreffen-
den Jahr übersteigen.

(4) Geht aus dem geprüften Rechnungsabschluss für das
Jahr, für das der Zuschuss gewährt wurde, hervor, dass die
Gesamteinnahmen der begünstigten Nichtregierungsorganisa-
tion — mit Ausnahme von regelmäßig für nicht zuschussfähige
Ausgaben zweckgebundenen Einnahmen — die zuschussfähi-
gen Ausgaben übersteigen, so wird darüber hinaus der zu zah-
lende Restbetrag gekürzt oder gegebenenfalls der zu viel ge-
zahlte Betrag zurückgefordert. Gemäß Artikel 256 des Vertrags
handelt es sich bei den Einziehungsanordnungen um vollstreck-
bare Titel.

(5) Um die Wirksamkeit der den Umweltschutz-NRO ge-
währten Zuschüsse zu gewährleisten, trifft die Kommission
die erforderlichen Maßnahmen, um zu prüfen, ob eine aus-
gewählte Organisation die Anforderungen für die Zuschuss-
gewährung für das gesamte Zuschussjahr weiterhin erfüllt. Ins-
besondere werden eine systematische Überwachung der Leis-
tung der begünstigten Nichtregierungsorganisationen im Zu-
schussjahr und eine nachträgliche Bewertung eingeführt.

(6) Die Kommission begründet gegenüber zurückgewiesenen
Antragstellern, weshalb die Nichtregierungsorganisation den
Anforderungen nicht entsprochen hat, und gibt ausreichende
Erläuterungen, damit diese vor der Einreichung eines neuen
Antrags die notwendigen Änderungen vornehmen können.

Artikel 7

(1) Dieses Programm beginnt am 1. Januar 2002 und endet
am 31. Dezember 2006.
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(2) Der Finanzrahmen für die Durchführung des Programms
wird für den Zeitraum von 2002 bis 2006 auf 32 Mio. EUR
festgelegt.

(3) Die jährlichen Mittel werden von der Haushaltsbehörde
in den Grenzen der finanziellen Vorausschau bewilligt.

Artikel 8

(1) Zum Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaf-
ten gegen Betrug und andere Unregelmäßigkeiten kann die
Kommission im Rahmen dieses Programms gemäß der Verord-
nung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates (1) Kontrollen und
Überprüfungen vor Ort durchführen. Gegebenenfalls führt das
Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) Untersuchun-
gen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates (2) durch.

(2) Der Zuschussempfänger hält der Kommission für einen
Zeitraum von fünf Jahren nach der letzten Zahlung alle Belege
über Ausgaben während des Jahres, für das ein Zuschuss ge-
währt wurde, einschließlich des geprüften Jahresabschlusses zur
Verfügung. Der Zuschussempfänger achtet darauf, dass Belege,
die sich in der Hand von Partnern oder Mitgliedern befinden,
gegebenenfalls der Kommission zur Verfügung stehen.

Artikel 9

(1) Werden die erwarteten Ergebnisse, die durch vor-
geschriebene Berichte nachzuweisen sind, nicht erzielt, so
kann dies den Verlust der Förderfähigkeit im Rahmen dieses
Programms für das Folgejahr bedeuten. Falls die Ergebnisse in
zwei aufeinander folgenden Jahren nicht erzielt werden, führt
dies zum Verlust der Förderfähigkeit in den verbleibenden Jah-
ren der Programmlaufzeit.

(2) Hat eine NRO wegen vorsätzlich begangener oder durch
Fahrlässigkeit verursachter Unregelmäßigkeiten oder Betrugs
eine Einziehungsanordnung der Kommission erhalten, so wird
sie automatisch von der Mittelvergabe für die verbleibenden
Programmjahre ausgeschlossen.

(3) Stellt die Kommission — entweder bei Buchprüfungen
oder bei Kontrollen vor Ort — Unregelmäßigkeiten, Missmana-
gement oder Betrug in Zusammenhang mit einem Zuschuss
fest, so können je nach der Schwere des Falls eine oder meh-
rere der folgenden administrativen Maßnahmen oder Sanktio-
nen zur Anwendung kommen (wobei gegen die Entscheidung
ein Rechtsbehelf eingelegt werden kann):

a) Widerruf der Zuschussgewährung;

b) Zahlung einer Geldbuße in Höhe von bis zu 50 % des Be-
trags der Einziehungsanordnung;

c) Ausschluss von anderen Finanzierungsmöglichkeiten der
Gemeinschaft für die verbleibenden Jahre der Programm-
laufzeit;

d) Ausschluss von den einschlägigen Mechanismen des Dialogs
mit der Kommission für die verbleibenden Jahre der Pro-
grammlaufzeit.

Artikel 10

Das Verzeichnis der begünstigten Nichtregierungsorganisatio-
nen, die im Rahmen dieses Programms bezuschusst werden,
wird jährlich im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften unter
Angabe des jeweiligen Zuschussbetrags veröffentlicht.

Artikel 11

Die Kommission unterbreitet den Mitgliedstaaten und dem Eu-
ropäischen Parlament alljährlich spätestens am 30. April einen
Bericht über die Verteilung der Zuschüsse für das laufende Jahr
und über die Ergebnisse der Bezuschussung für das voran-
gegangene Jahr. In dem Bericht wird erläutert, wie die Kommis-
sion die begünstigten Nichtregierungsorganisationen für das
laufende Jahr ausgewählt hat. Die Kommission beruft bis
zum 30. Juni jeden Jahres eine Sitzung der interessierten Par-
teien ein, um diesen Bericht zu erörtern.

Spätestens am 31. Dezember 2004 legt die Kommission dem
Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht darüber
vor, inwieweit die Ziele dieses Programms während der ersten
drei Jahre erreicht wurden, und unterbreitet gegebenenfalls
Vorschläge für Anpassungen im Hinblick auf die Fortsetzung
oder Nichtfortsetzung des Programms. In diesem Bericht, der
auf den Berichten über die Leistung der begünstigten NRO
beruht, wird insbesondere bewertet, wie effizient diese bei
der Erreichung der in Artikel 1 und im Anhang genannten
Ziele arbeiten.

Das Europäische Parlament und der Rat entscheiden in Ein-
klang mit dem Vertrag über die Fortsetzung des Programms
ab dem 1. Januar 2007. Bevor die Kommission entsprechende
Vorschläge unterbreitet, führt sie eine externe Bewertung der
mit dem Programm erzielten Ergebnisse durch.

Artikel 12

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Geschehen zu . . .

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident

Im Namen des Rates

Der Präsident
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ANHANG

A. DIE VIER STUFEN DES AUSWAHL- UND VERGABEVERFAHRENS

1. Ausschluss der Anträge, die nicht die technischen/verwaltungstechnischen Anforderungen an einen Antrag auf
Finanzierung im Rahmen dieses Programms erfüllen. Insbesondere unvollständige oder nicht hinreichend ausführ-
liche Anträge sowie Anträge, die nicht gemäß den Anweisungen auf dem Antragsformular ausgefüllt oder nach
der veröffentlichten Abgabefrist eingereicht wurden, sind im Rahmen dieses Programms nicht zuschussfähig;

2. Ausschluss von Anträgen, die nicht den in den Artikeln 2 und 3 genannten Förderkriterien entsprechen;

3. vergleichende Bewertung der verbleibenden in Frage kommenden Anträge anhand folgender Kriterien, die unter
Teil B näher erläutert werden:

a) Umfang, in dem der Antrag und insbesondere das vorgeschlagene Arbeitsprogramm den in Artikel 1 genann-
ten Zielen des Programms und den in Artikel 5 genannten Prioritäten des Programms entspricht;

b) Management- und Produktqualität;

c) Reichweite, Wirksamkeit und Effizienz.

Jeder im Verfahren verbleibende Antragsteller erhält bestimmte Punktzahlen;

4. Feststellung der Anträge, die am Vergabeverfahren teilnehmen; berücksichtigt werden nur die Anträge, die eine
von der Kommission festgesetzte Mindestpunktzahl übersteigen.

B. MERKMALE ZUR BEURTEILUNG DER ANTRAGSTELLER

Antragsteller, die die beiden ersten Stufen des Auswahlverfahrens gemäß Teil A erfolgreich durchlaufen haben,
werden anhand folgender Kriterien beurteilt:

1. Umfang, in dem der Antrag den Zielen des Programms entspricht

Die Merkmale des Antragstellers, einschließlich des vorgeschlagenen Arbeitsprogramms, nach denen er bewertet
wird, umfassen:

a) strategische Bedeutung (für das sechste Umweltaktionsprogramm, neue Formen der Entscheidungsfindung in
Europa, nachhaltige Entwicklung, Erweiterung, den Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess für Länder in
Südosteuropa, Entwicklung der Partnerschaft Europa-Mittelmeerraum, Integration, Chancengleichheit („Gender
Mainstreaming“));

b) Relevanz und potenzielle Auswirkung der Beteiligung an der Gestaltung und Durchführung der Umweltpolitik
der Gemeinschaft;

c) Repräsentativitätspotenzial bezogen auf die Formulierung der Anliegen der Öffentlichkeit aus verschiedenen
Regionen Europas und das Einbringen dieser Gedanken und Vorschläge zur Lösung von Umweltproblemen;

d) Bedeutung bei Aktivitäten zur Sensibilisierung für Umweltprobleme und zur Verbesserung des Wissensstandes
in diesem Bereich im Allgemeinen wie auch in Bezug auf die Umweltpolitik der Gemeinschaft;

e) die Fähigkeit, Netzwerke zwischen Organisationen in den Mitgliedstaaten und in den Beitrittsländern auf-
zubauen, Partnerschaften zwischen Organisationen im öffentlichen und privaten Sektor zu fördern und externe
Quellen für eine Teilfinanzierung aufzutun.

Zu jedem der vorstehenden Merkmale wird die Fähigkeit des Antragstellers berücksichtigt, die in den Beispielen in
Teil D genannten dazugehörigen Aufgaben der NRO zu erfüllen.

2. Management- und Produktqualität

Folgende Merkmale werden bewertet:

a) Organisationsstruktur, angemessene Personalausstattung und Verwaltung der Humanressourcen;
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b) interner Entscheidungsfindungsprozess, Beziehungen zu den Mitgliedern, einschließlich der Regeln zur Ge-
währleistung einer Beteiligung der Mitglieder an der Entwicklung einer Strategie und an entsprechenden
Äußerungen;

c) strategisches Konzept, Zielorientierung und Planungspraxis;

d) Verwaltung, Finanzkontrolle und Finanzplanung;

e) Berichterstattungspraxis (intern und extern);

f) Selbsteinschätzung und Qualitätskontrolle, Feed-back der Erfahrungen (Lernen);

g) technische/wissenschaftliche Kompetenz.

3. Reichweite, Wirksamkeit, Effizienz

Folgende Merkmale werden bewertet:

a) allgemeiner Bekanntheitsgrad der Organisation und ihrer Aktivitäten;

b) Außenbeziehungen (zu anderen Akteuren im Umweltbereich wie lokalen und regionalen Behörden, Handel
und Industrie, Verbraucherverbände, Gewerkschaften, andere NRO, die breite Öffentlichkeit) und Wirksamkeit.

C. FESTSETZUNG DER ZUSCHÜSSE

Der Zuschuss berechnet sich anhand der für das Zuschussjahr veranschlagten zuschussfähigen Gesamtausgaben des
Antragstellers, wobei ausdrücklich seine durchschnittlichen geprüften Ausgaben in den beiden vorangegangenen
Jahren berücksichtigt werden, nach folgenden Grundsätzen:

1. Bei Gleichheit aller anderen Parameter sind die Zuschussbeträge für NRO mit einem größeren Umfang maßgeb-
licher Tätigkeiten (gemessen an der durchschnittlichen Höhe der Ausgaben laut Buchprüfung in den beiden
vorangegangenen Jahren und den veranschlagten förderfähigen Gesamtausgaben im Zuschussjahr) normalerweise
höher als die Zuschüsse für NRO mit einem geringeren Umfang maßgeblicher Tätigkeiten. Allerdings erfolgt die
Verteilung nicht linear, so dass begünstigte NRO mit einem geringeren Umfang maßgeblicher Tätigkeiten eine
relativ höhere Unterstützung erhalten.

2. Bei Gleichheit aller anderen Parameter erhalten NRO mit höheren Punktzahlen bei der vergleichenden Bewertung
höhere Beträge als die Antragsteller mit einer niedrigeren Punktzahl.

3. Hat eine NRO einen bestimmten Betrag beantragt, so kann der gewährte Zuschuss diesen Betrag in keinem Fall
übersteigen.

D. ZUSCHUSSFÄHIGE AUSGABEN

1. Alle Ausgaben der Begünstigten im Zuschussjahr, außer den in Absatz 2 genannten Ausgaben, sind zuschussfähig.
Zuschussfähige Ausgaben können sich beispielsweise auf folgende Arten von Tätigkeiten beziehen:

a) Koordinierung von Informationen und Meinungsbildern sowie deren Weiterleitung an die Kommission auf der
Grundlage der Anliegen und der Meinung der breiten Öffentlichkeit über neue Themen, die auf nationaler oder
entsprechender Ebene nicht umfassend behandelt werden können bzw. dort nicht angegangen werden;

b) Vor- und Forschungsarbeiten für die Teilnahme an Expertengruppen und an Ausschüssen zur Vorbereitung
und Umsetzung von Maßnahmen der Organe der Gemeinschaft, wobei ein wichtiger Beitrag zu der Politik,
den Programmen und den Initiativen der Gemeinschaft geleistet und ein notwendiges Gegengewicht zu den
Interessen anderer Akteure im Umweltbereich wie Industrie und Handel, Gewerkschaften sowie Verbraucher-
verbände geschaffen wird;

c) Anregung des Gedankenaustauschs mit Beteiligten auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene über Probleme
und mögliche Lösungen für gemeinschaftsweite Umweltprobleme; dies kann auch den Wissenstransfer und die
Erzielung von Synergieeffekten im Rahmen von Netzen umfassen;

DEC 110 E/32 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 7.5.2002



d) Sensibilisierung und Verbesserung des Wissensstandes über allgemeine Umweltaspekte und die gemeinschaft-
liche Umweltpolitik;

e) Kapazitätsaufbau, insbesondere zur Stärkung der Mitwirkung von kleinen NRO, von neu gegründeten NRO-
Netzen und von NRO der Beitritts- und der Balkanländer auf europäischer Ebene.

2. Zahlungen der Begünstigten und an Dritte vergebene Aufträge, die unter eine der folgenden Kategorien fallen,
gelten als nicht zuschussfähig:

a) Unterhaltung, Bewirtung, unnötige oder unüberlegte Ausgaben;

b) Ausgaben, die eindeutig aus dem Rahmen des gebilligten Arbeitsprogramms der begünstigten NRO für das
Zuschussjahr fallen;

c) Rückzahlung von Schulden, geschuldete Zinsen, Verlustvortrag;

d) Kosten in Verbindung mit dem eingesetzten Kapital, Investitionen oder Rückstellungen zur Stärkung der
Aktiva der begünstigten NRO;

e) Beiträge in Form von Sachleistungen;

f) Privatausgaben;

g) kriminelle/illegale Aktivitäten.
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BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1. Die Kommission hat dem Rat am 22. Juni 2001 ihren Vorschlag für einen Beschluss des Europäi-
schen Parlaments und des Rates über ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Förderung von
hauptsächlich im Umweltschutz tätigen Nichtregierungsorganisationen unterbreitet. Dem Vorschlag
lag das derzeitige, vom 1. Januar 1998 bis zum 31. Dezember 2001 laufende Programm gemäß
dem Beschluss 97/872/EG des Rates zugrunde.

2. Das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme am 23. Oktober 2001 abgegeben.

Der Wirtschafts- und Sozialausschuss hat seine Stellungnahme am 18. Oktober 2001 abgegeben.

3. Der Rat hat seinen Gemeinsamen Standpunkt gemäß Artikel 251 Absatz 2 des Vertrags am 6.
Dezember 2001 festgelegt.

II. ZIEL

Ersetzung des Beschlusses 97/872/EG des Rates zur Förderung von im Umweltschutz tätigen Nicht-
regierungsorganisationen durch einen aktuelleren, flexibleren Beschluss des Europäischen Parlaments
und des Rates. EU-Mittel für im Umweltschutz tätige NRO wurden zum ersten Mal 1997 im Rahmen
des Beschlusses 97/872/EG des Rates bereitgestellt. Die Bereitstellung der EU-Mittel wurde damit
begründet, dass im Umweltschutz tätige NRO einen Teil der europäischen Öffentlichkeit repräsentieren.

In dem Beschluss von 1997 wird die Europäische Kommission ersucht, einen Bericht über den Erfolg
— oder Misserfolg — des Programms zu erstellen. Nach umfangreichen Untersuchungen sowie Kon-
sultationen mit den Betroffenen schlug die Europäische Kommission vor, den derzeitigen Beschluss des
Rates durch einen neuen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates zu ersetzen. Der neue
Beschluss entspricht im Wesentlichen dem alten, wird aber Änderungen enthalten, die aufgrund der
bisherigen Erfahrungen als erforderlich erachtet werden. Das neue Programm weist folgende Haupt-
merkmale auf:

— Bestimmung zur Förderung der systematischen Beteiligung der europäischen Umweltschutz-NRO an
der Umweltpolitik der EU,

— Verlängerung der Laufzeit des Programms von vier auf fünf Jahre,

— frühzeitigere Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen und schnellere Entscheidung der
Kommission,

— Ausdehnung des geografischen Anwendungsbereichs auf Mittel- und Osteuropa,

— Vereinfachung des Auswahl-, Überwachungs- und Bewertungsverfahrens,

— Einführung von Auswahlkriterien,

— Einführung einer Finanzierungsregelung, die auf die überprüften Ausgaben der Begünstigten bezo-
gen ist,

— Einführung eines festen Auditprogramms.

Das neue Aktionsprogramm sollte am 1. Januar 2002 für eine Laufzeit von fünf Jahren eingeleitet
werden. Für den 31. Dezember 2004 ist eine Zwischenbewertung vorgesehen.

Für die fünfjährige Laufzeit sind Haushaltsmittel in Höhe von 32 Mio. EUR vorgesehen.

III. ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

1. Allgemeines

Der Rat nahm eine Reihe von Änderungen an dem Kommissionsvorschlag vor, von denen die meisten
einer Verdeutlichung des Wortlauts des Vorschlags, einer größeren Transparenz bei der Verwaltung des
Programms und einer stärkeren Rechenschaftspflicht für die Kommission und die Begünstigten dienen
sollen.
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Insbesondere hat die Kommission nunmehr den Mitgliedstaaten und dem Europäischen Parlament
alljährlich einen Bericht vorzulegen. In dem Bericht wird erläutert, wie die Zuschüsse für das laufende
Jahr verteilt worden sind und zu welchen Ergebnissen die im vorherigen Jahr gewährten Zuschüsse
geführt haben; die Kommission beruft außerdem alljährlich eine Sitzung der interessierten Parteien ein,
um diesen Bericht zu erörtern. Dadurch wird die Bewertung sowohl vor als auch nach der Bezuschus-
sung verbessert.

Der allgemeinen Übersichtlichkeit halber hat der Rat außerdem die Ziele des Programms, die zunächst
im Anhang angeführt waren, in einen Artikel aufgenommen und die Auswahlkriterien sowie die
zuschussfähigen Ausgaben (Teil B und Teil D des Anhangs) präzisiert.

Die wichtigsten inhaltlichen Änderungen des Programms (siehe auch Nummer 3) beziehen sich auf die
Definition einer antragstellenden NRO und auf eine stärkere Berücksichtigung kleinerer NRO im Pro-
gramm.

Die Kommission hat den vom Rat festgelegten Gemeinsamen Standpunkt akzeptiert.

2. Abänderungen des Europäischen Parlaments

Auf seiner Plenartagung vom 23. Oktober hat das Europäische Parlament 24 Abänderungen zu dem
Vorschlag angenommen. 22 dieser Abänderungen sind bereits wortwörtlich oder sinngemäß in den
Gemeinsamen Standpunkt des Rates einbezogen worden.

a) Mit den beiden Änderungen (Abänderungen 15 und 24), die nicht berücksichtigt wurden, sollten
Sachleistungen an NRO in deren jährliche Ausgaben aufgenommen werden. In Anbetracht der
Struktur des neuen Vorschlags (der eine höhere Zuschussobergrenze umfasst) und der Schwierig-
keiten, die im Rahmen des vorherigen Programms bei der Bewertung von Sachleistungen aufgetreten
waren, können diese Abänderungen nicht akzeptiert werden.

b) Die Abänderungen, die der Rat in seinen Gemeinsamen Standpunkt einbezogen hat, lassen sich in
folgenden Einheiten zusammenfassen:

Abänderung 1 — neuer Erwägungsgrund — nunmehr Erwägungsgrund 11 —, der auf das jährliche
Haushaltsverfahren Bezug nimmt;

Abänderungen 29 und 30 — durch die Änderung der Artikel 2 und 3 wollte das EP den Geltungs-
bereich des Programms auf NRO ausweiten, die auf dem Gebiet des Tierschutzes tätig sind. Diese
Abänderungen wurden in Erwägungsgrund 4 aufgenommen;

Abänderungen 14 und 31 — Änderung der Definition einer antragstellenden NRO, die nunmehr in
Artikel 2 Buchstabe b) ausdrücklich Bezug auf Verbände von NRO nimmt; folglich wurde mit der
Abänderung 14 auch Artikel 6 Absatz 2 geändert, wonach die Zuschüsse auch an Partner- oder
Mitgliederorganisationen ausgezahlt werden können;

Abänderungen 5 bis 7 — Einführung von drei neuen Kriterien für die antragstellenden NRO; diese
Kriterien wurden nicht — wie in den Abänderungen vorgeschlagen — in die Artikel, sondern unter
Teil B des Anhangs aufgenommen;

Abänderung 8 — Übertragung der Ziele des Programms in einen neuen Artikel 3a; im Gemeinsamen
Standpunkt werden sie allerdings in den Artikel 5 — und nicht in einen neuen Artikel 3a —
übertragen;

Abänderung 9 — Aufnahme bestimmter zusätzlicher Informationen, die von der Kommission in
ihrer Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen bereitzustellen sind; in Artikel 4 Absatz 2
akzeptiert;

Abänderung 10 — Zusatz zu Artikel 4 Absatz 3, wonach die Kommission die Auszahlung unver-
züglich vornehmen muss;
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Abänderungen 11, 12, 17, 20 und 21 — sehen gewissermaßen allesamt eine größere Transparenz
und eine stärkere Rechenschaftspflicht hinsichtlich der Auswahl- und Berichterstattungsverfahren
vor. Der alljährlich vorzulegende Bericht und die alljährlich einzuberufende Sitzung der interes-
sierten Parteien gemäß Artikel 11 des Gemeinsamen Standpunkts (siehe auch Nummer 3) tragen
diesem Thema und dem Inhalt dieser Abänderungen Rechnung;

Abänderung 13 — Streichung der Anforderung in Artikel 6 Absatz 1, wonach die relative Größe der
antragstellenden NRO zu berücksichtigen ist;

Abänderungen 16 und 19 — Abänderung 16: Einführung einer neuen Anforderung — Artikel 6
Absatz 5a —, wonach die Kommission den zurückgewiesenen Antragstellern die Gründe mitteilen
muss, weshalb die NRO den Anforderungen nicht entsprochen hat. Mit Abänderung 19, d. h. einem
Änderungsvorschlag zu Artikel 10, wird inhaltlich die gleiche Anforderung gestellt;

Abänderung 18 — Präzisierung von Artikel 8 hinsichtlich der Rechenschaftspflicht für die Partner-
organisationen sowie der finanziellen Auskunftspflicht;

Abänderung 22 — als zusätzliches Auswahlkriterium im Anhang vorgeschlagen. Der Rat hat diese
Abänderung, mit der auch kleine regionale bzw. lokale NRO-Verbände, die sich in ihrem Bereich für
die Anwendung des gemeinschaftlichen Besitzstandes im Hinblick auf Umweltschutz und nach-
haltige Entwicklung einsetzen, inhaltlich übernommen und in Artikel 1 Absatz 3 des Gemeinsamen
Standpunkts eingefügt;

Abänderung 23 — Änderung des Anhangs Teil 3 Nummer 1, um eine gerechte Behandlung zu
gewährleisten; die Zuteilung erfolgt auf nicht linearer Basis, so dass Begünstigte mit einem gerin-
geren Umfang an einschlägigen Tätigkeiten eine relativ höhere Unterstützung erhalten, und zwar
unabhängig von der Größe der antragstellenden NRO.

3. Wichtigste vom Rat eingeführte Neuerungen

Mehrere Mitgliedstaaten vertraten die Auffassung, dass durch die Anforderung, wonach antragstellende
NRO in mindestens drei europäischen Ländern tätig sein müssen, eine große Zahl kleinerer NRO —
insbesondere in den Mitgliedstaaten mit stärkerer Randlage — von vornherein ausgeschlossen würde.
Um dieser Sorge Rechnung zu tragen, wurden an Artikel 2 des Vorschlags mehrere Änderungen
vorgenommen:

— Es wird nun deutlich festgehalten, dass es sich bei einer antragstellenden NRO um eine einzeln
tätige NRO oder um „als koordinierte Verbände“ tätige NRO handeln kann und

— dass auch ein nur zwei europäische Länder umfassender Tätigkeitsbereich zulässig ist, sofern das
vorrangige Ziel der Tätigkeiten der antragstellenden NRO in der Unterstützung der Entwicklung
und Umsetzung der Umweltpolitik der Gemeinschaft besteht, wie sie in den Zielen des Programms
im Einzelnen dargelegt wird.

Dieser zweite Punkt geht weiter als der zweite Teil der Abänderung 31 des EP.

Um darüber hinaus sicherzustellen, dass kleinere NRO sich an dem Programm beteiligen können,
wurde Artikel 1 Absatz 3 dahin gehend erweitert, dass ausdrücklich festgelegt wird, dass das Programm
„außerdem zur Stärkung kleiner regionaler oder lokaler Organisationen beitragen (soll), die sich in
ihrem lokalen Umfeld für die Anwendung des gemeinschaftlichen Besitzstandes im Bereich des Um-
weltschutzes und der nachhaltigen Entwicklung einsetzen“, was inhaltlich in etwa der Abänderung 22
des EP entspricht.

IV. SCHLUSSFOLGERUNG

Der Rat ist der Auffassung, dass sein Gemeinsamer Standpunkt, der inhaltlich die in Abschnitt III
Nummer 2 Buchstabe b) angeführten Abänderungen einbezieht, die in erster Lesung abgegebene
Stellungnahme des Europäischen Parlaments weitgehend berücksichtigt und eine ausgewogene Lösung
für das neue Finanzierungsprogramm darstellt. Im Vergleich zum ersten Programm sorgt das neue
Programm für größere Transparenz und eine verstärkte Rechenschaftspflicht und wird einem — sowohl
in geografischer als auch in formaler Hinsicht — größeren Kreis von antragstellenden NRO offen
stehen.
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